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Vernehmlassung zum Bundesbeschluss iiber den Verzicht auf die Einfiihrung der allgemeinen
Volksinitiative (0.6.458 Parlamentarische Initiative; Vernehmlassungs-verfahren der Staatspolitischen
Kommission des Nationalrates)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen fiir die uns eingerdumte Gelegenheit zur Stellungnahme.

Den Verzicht auf die Einflihrung der allgemeinen Volksinitiative und die Streichung der entsprechen-
den Bestimmungen in der Verfassung begriissen wir sehr, zumal die Regelung des Verfahrens
kompliziert, unubersichtlich und keineswegs birgerfreundlich ist. Wir hatten in unserer Stellungnahme
vom 8. Méarz 2005 zum Bundesgesetz lber die Einfiihrung der allgemeinen Volksinitiative denn auch
darauf hingewiesen, dass die komplexe Ausfilihrungsgesetzgebung

die Handhabung in der Praxis erheblich erschwere und der Absicht, die Volksrechte einfach, Uber-

blickbar und verstandlich zu gestalten, entgegenspreche.

Den Vorschlag der Minderheit |, die Volksinitiative in der Form der allgemeinen Anregung abzuschaf-
fen, lehnen wir ab. Dieses Instrument ist sehr einfach zu handhaben und wurde in der Vergangen-
heit auch mehrfach benutzt. Den Vorschlag der Minderheit Il, wonach zwei Volks-

initiativen, die einander rechtlich widersprechen, Volk und Stdnden am gleichen Abstimmungstag
unterbreitet bzw. gegenubergestellt werden koénnen, lehnen wir aufgrund der mdglichen Vollzugs-

schwierigkeiten ab.

Zu den Bestimmungen des Bundesbeschlusses haben wir keine Bemerkungen anzubringen.

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

sig. Peter Gomm Landammann



sig. Dr. Konrad Schwaller Staatsschreiber



	Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über den Verzicht auf die Einführung der allgemeinen Volksinitiative (0.6.458 Parlamentaris

